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1. Adam von Trott’s Tagebuch-Eintrag von Anfang 1930  

Die Aussage in der Überschrift benennt in aller Knappheit, was einen Rechtsstaat ausmacht 

und was Bildungsarbeit für Demokratie im Rechtsstaat beinhalten muss (vgl. Prof. Christine 

Langenfeld, Rede zum 20. Juli 2020 am Gedenkkreuz für Adam von Trott in Imshausen).  

Nicht Macht vor Recht, sondern Recht vor Macht - diese Position begegnet uns bereits als 

Tagebuch-Eintrag  des Jura-Studenten Adam von Trott Anfang der 30erJahre: „Die Selbst-

behauptung des Staates auf dem Weg der Rechtsentwicklung, nicht dem des Krieges ist 

heute zu erstreben“ (zit. nach Chr. Langenfeld). Die Überzeugung von der zentralen 

Bedeutung von Recht, Rechtsstaatlichkeit für den Staat und seine „Rechtsentwicklung“ 

bildete sich für Trott weit vor seiner Entscheidung von 1939, sich aktiv am Widerstand gegen 

den NS-Staat zu beteiligen; sie war vielmehr Voraussetzung und  Ausgangspunkt für alle 

seine Widerstand-Aktivitäten. Trotts Position war: Weil der NS-Staat geltendes Recht durch 

Willkür, Unrecht und Gewalt außer Kraft setzt, muss ihm aktiv widerstanden werden. Es ging 

den Widerstandskämpfern des 20. Juli 1944 „um die Beendigung der Willkürherrschaft  des 

NS- Staates und die Wiederherstellung der Herrschaft des Rechts“ (Chr. Langenfeld).  

Damit haben Würdigung und Erinnerung an den Widerstand gegen die NS-Diktatur in der 

Rechtsstaats-Verpflichtung ihren objektiven Bezugspunkt. „Bindung an Recht und Gesetz, 

Begrenzung der Macht durch Gewaltenteilung, die Abwesenheit von Willkür und 

Rechtlosigkeit, vielmehr die Anerkennung des einzelnen in seiner unverwechselbaren Würde 

und als Träger von Freiheits- und Gleichheitsrechten“ sind die maßgeblichen Kriterien (s. Chr. 

Langenfeld, 2020). Was daraus für die demokratische Rechtsgestaltung nach 1945/1949 in 

der Bundesrepublik Deutschland folgte, ist bekannt, s. Grundgesetz vom 23. Mai 1949. An 

zwei Beispielen soll die nachfolgende „Rechtsentwicklung“ (im Sinne des obigen Zitats von 

Adam von Trott) dargestellt werden.  

Rechtsentwicklung ist kein abgeschlossenes Thema, sondern ein offener Prozess in der 

demokratischen Ausgestaltung des Staates und seiner Institutionen. Die rechtsstaatlichen 

Forderungen Trotts wie des NS-Widerstandes insgesamt waren also nicht mit dem Ende der 

NS-Diktatur „erledigt“, sondern gingen/gehen mit in ihrem Anspruch 1 : 1 an die 

nachfolgenden Generationen über. Für die Stiftung folgt daraus, sich des  fließenden 

Zusammenhangs von „Widerstand gegen die Diktatur“ und „Widerstehen in der 

Demokratie“ im Sinne des Vorrangs “Recht vor Gewalt“ bewusst zu sein. Alles, was an 



politischer Bildung und Demokratie-Erziehung geschieht, muss an dieser Grund-Orientierung 

ausgerichtet sein und erhält von ihr her seine Legitimation. Erinnern  und „Beherzigen“ des 

Widerstandes gegen die NS-Diktatur und seiner Protagonisten sind in Imshausen kein 

„perpetuum mobile“ (DUDEN: “utopische Maschine, die ohne Energieverbrauch dauernd 

Arbeit leistet“), das als moralischer Anspruch über dem ganzen „Gedinge“ hängt, sondern 

muss ständig in der Rechtsstaats-Verpflichtung „geerdet“ und an den aktuellen 

Herausforderungen und Gefährdungen der Rechtsstaatlichkeit ausgerichtet werden. Es geht 

um die Frage „nach unserer gemeinsamen Zukunft im Wissen um diese, unsere 

nationalsozialistische Vergangenheit und die sich daraus ergebende Verantwortung“ (Chr. 

Langenfeld). 

Aleida Assmann: „Die  Vertreter des Widerstandes hatten Visionen von einer Zukunft, die sie 

selbst nicht mehr erleben konnten“ (Rede am Kreuz 2021). Ihr Erbe muss an die 

nachfolgenden Generationen übergehen und von ihnen verantwortlich politisch umgesetzt 

werden, damit es nicht verlorengeht.  

Weil Adam von Trott seine Überzeugungen im Widerstand gegen den NS-Staat mit dem 

Leben bezahlt hat, bewahrt die Stiftung Adam von Trott mit ihrer Erinnerungsarbeit nicht ein 

„bedeutendes“, sondern „das verpflichtende“ Erbe an ihren Namensgeber (Statement J. G. 

vom 27. Januar 2001).  

Werner und Heinrich von Trott haben für ihre Inschrift auf dem Gedenkstein am Imshäuser 

Kreuz für ihren Bruder Adam Formulierungen gewählt, von deren heutiger erschreckender 

Aktualität sie 1948 noch nichts ahnen konnten:  Hingerichtet … „im Kampf gegen die 

Verderber unserer Heimat“ und „Beherzigt ihr Beispiel“. Das sind geradezu prophetische 

Formulierungen!  

2.  Nach dem Ende des NS-Staates rücken die Menschenrechte ins Zentrum der 

Weiterentwicklung des Rechts.  

Recht reagiert auf epochale gesellschaftliche und politische Veränderungen. Konsequent 

vorausblickend hatte Adam von Trott im „Kreisauer Kreis“ (ab 1940) Ideen über eine künftige 

freiheitlich basierte Staats- und Rechtsordnung in einem europäischen Staatenverbund 

entwickelt. Das war sein Beitrag „auf dem Weg der Rechtsentwicklung.“ Er wird heute als 

Vorläufer der Europäischen Union verstanden. Die europäische Nachkriegsgeschichte ab 

1945, die „Pluralisierung“ der Staaten- und Gesellschaftswelt nach 1989/90 und die 

Möglichkeit neuer „Menschheitsverbrechen“ erforderten eine Weiterentwicklung des 

Rechts. Die Menschenrechte werden nicht nur zu verbindlichen individuellen Freiheits-

rechten erklärt (Deklaration vom Dezember 1948), sondern rücken auch als neue 

Herausforderung in den Focus des Völkerrechts (UN- Menschenrechts-Konventionen,  

Entwicklung eines „Völker-Strafrechts“: UN-Strafgerichtshof in den Haag (Statut 1998), 

Arbeitsbeginn 2002, zuständig für vier Kernverbrechen Völkermord, Verbrechen gegen die 

Menschlichkeit, Verbrechen der Aggression, Kriegsverbrechen). Diese Entwicklung setzt 



neue Rechts-Standards, bleibt aber stets gefährdet durch Macht-Egoismus und nackte 

Interessen-Politik der Staaten, vor allem der Großmächte.   

Die Erinnerungsforscherin Aleida Assmann hat in ihrer Imshäuser Rede zum 20. Juli 2021 die 

wichtige Rolle hervorgehoben, die die drei jüdischen Juristen Cassin, Lauterbach  und Lemkin 

im Zuge der Aufarbeitung des Holocaust an den europäischen Juden für eine neue, 

menschenrechtlich basierte Rechtsordnung nach 1945 gespielt haben: Cassin bei der 

Abfassung der MR-Deklaration der UN von Dezember 1948, Lauterbach in seinem Einsatz für 

die juristische Durchsetzbarkeit der individuellen Menschenrechte (was an den USA 

scheiterte) und Lemkin für die juristische Verfolgung von Genoziden an Minderheiten (später 

in Ruanda 1992 und Srebrenica/Bosnien 1995.) Lauterbach und Lemkin stammen aus 

Lemberg machten die Erfahrung des Holocaust zum Ausgangspunkt ihrer Arbeit. Die 

überlebenden Opfer des Holocaust übernehmen die juristische Aufklärung, nicht etwa die 

Täter oder moralische Institutionen! Die Erfahrungen mit den alles übersteigenden 

„Menschheitsverbrechen“ von Hitler und Stalin, gestützt auf die Forschungen der Zeugen 

des Holocaust, begünstigen und beschleunigen die Entwicklung zu einem neuen 

internationalen Völkerrecht.  

Was Aleida Assmann in ihrer Rede zum 20. Juli leider nicht erwähnt hat, ist das „UN-Konzept 

Internationale Schutzverantwortung“ („Responsibility to Protect“) von 2005. Dieses Konzept 

bietet einen neuen, geradezu revolutionären  Ansatz zur Überwindung von Bedenken, die 

bisher im Falle schwerster Menschenrechtverletzungen gegen „militärische Interventionen“ 

von Staaten oder internationale Organisationen und ihre völkerrechtliche Legalität geltend 

gemacht werden. Das juristische Konzept der Schutzverantwortung gilt als eine „im 

Entstehen begriffene“ Völkerrechtsnorm, es ist aber zweifelhaft, ob es sich dauerhaft gegen 

den Souveränitäts-Fetischismus der Staaten durchsetzen kann. Das Prinzip der „staatlichen 

Souveränität“, Heilige Kuh des klassischen Völker-Verkehrsrechts, erfährt im Konzept der 

Schutzverantwortung eine ganz neue, erweiterte Bedeutung:  Souverän ist ein Staat dann, 

wenn er in der Lage und bereit ist, seine Bevölkerung vor extremer ungerechtfertigter 

Gewalt zu schützen. Kann oder will der Staat dieser Verantwortung nicht nachkommen, geht 

diese an die internationale Gemeinschaft über, sofern der UN-Sicherheitsrat eine 

entsprechende Autorisierung erteilt.  

Der Grundgedanke der „Responsibility to Protect“, das umstrittene Recht auf militärisches 

„Eingreifen“ eines Staates durch eine völkerrechtlich anerkannte Pflicht zum „Schützen“ von 

bedrohten Menschen  zu ersetzen, zeigt, in welche Richtung die Rechtsentwicklung geht. 

Freilich sind die Widerstände der Staaten unverändert groß, sich darauf einzulassen. 

Vielleicht hat Aleida Assmann es deshalb nicht erwähnt, weil es ihr juristisch zu ambitioniert 

und politisch zu wenig erfolgversprechend erschien. Hinzu kommt, dass sich im Falle der 

„Responsibility to Protect“ ein altes, in der Ökumene und der Friedensbewegung ewig 

kontrovers diskutierte ethische Dilemma von neuem auftut: zwischen striktem 

Gewaltverzicht auf der einen und der Schutzpflicht für extrem von Gewalt bedrohten 



Bevölkerungsgruppen auf der anderen Seite einen Ausgleich zu finden, wenn der Staat sie 

nicht schützen kann oder will.  

Wie unterschiedlich das Konzept der internationale Schutzverantwortung  in  der Praxis von 

beteiligten Staaten bis heute ausgelegt bzw. für eigene Interessen in Anspruch genommen 

wird, hat der desaströse Verlauf des  Bürgerkrieges in Libyen im Frühjahr 2011 gezeigt. Trotz 

eines UN-Mandates für eine Flugverbotszone und den Schutz bedrohter 

Bevölkerungsgruppen unterliefen Frankreich und England das UN-Mandat durch ihre 

militärische Intervention in Libyen - und desavouierten damit die Akzeptanz der Staatenwelt 

für ein solches UN-Schutzkonzept. 

3. Das „Friedensprojekt Europa“ als Teil des europäischen Traums (Aleida Assmann, 

Imshausen 2021) 

Adam von Trott hatte in seiner Tagebuch-Notiz von 1931 die „Rechtsentwicklung“ des 

Staates (und tendenziell der europäischen Staatenwelt insgesamt) als gebotene zivile 

Alternative zum Krieg gefordert, um eigenes Recht durchzusetzen und Konflikte zu lösen. 

Wie steht es 90 Jahre später um diese Aufgabe? 

Für die UN stand nach 1948 der Grundsatz „Frieden durch Recht“ unbestritten im Zentrum; 

militärische Gewalt als Mittel der Konfliktlösung war nur unter strengen Bedingungen als 

absolute Ausnahme, die Souveränität eines Staates zu schützen, zulässig. Der Ost-West 

Konflikt, der „Kalte Krieg“ zwischen USA und Sowjetunion mit ihren Bündnissystemen und 

die gegenseitige Abschreckung der USA und der Sowjetunionmit atomaren Waffen rückte 

diese Ziel in weite Ferne; das geltende Völkerrecht war zwar ein leider notwendiges 

Instrument der Gewalteindämmung und „Kriegsverhütung“, aber nicht der aktiven 

Friedensgestaltung. Politische Faktoren (KSZE-Prozess ab 1975, Entspannungspolitik des 

Westens) verminderten die Kriegsgefahr und schafften Spielräume für Abrüstungs- oder 

zumindest Rüstungsbegrenzungs-Prozesse. Es galt weiter der Grundsatz: „An die Stelle des 

Rechts des Stärkeren muss die Stärke des Rechts treten“, aber die Staaten - und vor allem 

die Großmächte im UN-Sicherheitsrat hielten sich nicht daran. Die Bunderepublik 

favorisierte im Rahmen der NATO das Doppel-Konzept „Friedenspolitik mit militärischen 

Mitteln“ und Entspannungspolitik plus Vertrauensbildung.  

Die Pluralisierung der internationalen Beziehungen der Staaten nach dem Epochenbruch von 

1989/90 ermöglichte und begünstigte neue Formen eines militärischen Interventionismus 

der Großmächte, teils mit UN-Mandat (Afghanistan ab 2001), teils ohne Mandat (Beispiel 

Irak 2003), teils als offener Verstoß gegen geltendes Völkerrecht (Krim-Annexion Russlands 

März 2014, gewaltsame Okkupation von Teilen der Ukraine durch Russland). Kein einziger 

Konflikt, zu dessen Beendigung militärisch interveniert wurde, durch wen auch immer, hat zu 

einer nachhaltigen Befriedung des jeweiligen Landes/der Region beigetragen, im Gegenteil 

meist zur völligen Zerstörung funktionierender Staatlichkeit (Irak-Intervention der USA 2003, 

Libyen 2011, oder das aktuelle Beispiel Afghanistan 2001 - 2021). „Konfliktregulierung und - 

bearbeitung“, um diesen neutralen Begriff zu benutzen, stützen sich in der Staatenwelt noch 



immer nahezu ausnahmslos auf militärische Mittel, ohne klar definierte politische 

Zielsetzung. 

Auf der anderen Seite lief und läuft die Arbeit an zivilen Konfliktregulierungs- Instrumenten 

weiter. Ein paar Beispiele: 1992 hatte der damalige UN-Generalsekretär Butro Ghali in seiner 

„Agenda für den Frieden“ gefordert, eine Kultur der Prävention müsse endlich gegen die 

herrschende Kultur der Gewalt gesetzt werden. Das UN-Konzept der Schutzverantwortung 

von 2006 (s. Pkt. 2) war eine Antwort auf diese Forderung und einen Konkretisierung des 

UN-Ansatzes „Menschliche Sicherheit“ von 1994. Tom Königs, ehem. Vorsitzender des 

Bundestagsausschusses für Menschenrechte und humanitäre Hilfe, schrieb 2012, 

Konfliktprävention, „Responsibility to Prevent“, sei der eigentliche Schwerpunkt des 

Konzeptes „Responsibility to Protect“: „Es gehe darum, durch eine aktive, solidarische Politik 

Situationen präventiv entgegenzuwirken, in denen schließlich nur noch militärische Mittel zu 

funktionieren scheinen“. Die Vollversammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen in Porto 

Alegre formulierte 2006 kurz und knapp: „Schutz wird erforderlich, wenn Prävention 

misslingt“.    

Innerhalb der EU, die als ein großes Friedensprojekt gestartet war, ist zurzeit eine 

schleichende bis offene Re-Vitalisierung der militärischen Komponente – etliche sprechen 

von Militarisierung - in Gang. Neue sicherheitspolitische Lage-Einschätzungen in Blick auf 

Russland und China führen zu entsprechenden Bedrohungs-Szenarien und verstärkten 

Rüstungs-Anstrengungen im Rahmen der EU und der NATO. Die EU glaubt, nur so ihrem 

Friedensauftrag zu entsprechen und sich selbst angemessen schützen zu können. Von einem 

„Vorrang für Zivil“, wie er noch vor 10, 15 Jahren für die deutsche Politik galt, ist weit und 

breit nichts zu hören. Eine Errungenschaft deutscher Präventionspolitik, der 2004 von der 

rot-grünen Bundesregierung beschlossene „Aktionsplan Zivile Krisenprävention, 

Konfliktlösung und Friedenskonsolidierung“ fristet inzwischen ein Nischen-Dasein. Der Plan 

versteht Krisenprävention als ressortübergreifende politische Aufgabe mit dem Ziel der 

Vermeidung von Gewalt. Der Bundestag richtete einen gleichnamigen Unterausschuss des 

Auswärtigen Ausschusses ein, der dem Parlament regelmäßig berichtet, was aber nicht bis in 

die Öffentlichkeit vordringt. In den Verteidigungspolitischen Richtlinien von 2011 fehlte jeder 

Bezug auf den Aktionsplan. Sein politischer Bedeutungsverlust ist unübersehbar; eigentlich 

müsste er im Zentrum deutscher Außen-und Sicherheitspolitik stehen. Ein „Friedensforum“ 

auf dem Ökumenischen Kirchentag im Mai 2021 zwischen dem ehem. Verteidigungsminister 

Thomas de Maiziere und NATO-Generalsekretär Stoltenberg zeigt exemplarisch, was 

herauskommt, wenn „Friedenspolitik“ zu bloßer „Sicherheitspolitik“ verkommt. Die beiden 

Gesprächsteilnehmer sprachen ausschließlich über das geplante militärische NATO-Konzept 

gegenüber möglichen Bedrohungen und stellten es als alternativlos dar. Gesprächspartner, 

die den „Vorrang für Zivil“ hätten geltend machen können, waren gar nicht erst eingeladen. 

Ein fatales Signal: Friedensverantwortung der  Christen und Kirchen schrumpft auf das 

Abnicken aktueller sicherheitspolitischer „Notwendigkeiten“ und orientiert sich am Kriterium 

„politischer Anschlussfähigkeit“. 



Ich kann mir nicht gut vorstellen, wie die Ideen Adam von Trotts über das Friedensprojekt 

Europa mit derartigen sicherheitspolitischen Planungen in EU und NATO hätten in Einklang 

kommen können, hätte er die Möglichkeit gehabt, seine Vorstellungen in eine deutsche 

Nachkriegsregierung nach 1945 bzw. 1949 einzubringen und umzusetzen. So bleibt uns nur, 

Trotts Vision von staatlicher und europäischer Rechtsentwicklung jenseits von Krieg und 

Gewalt als ein kostbares Erbe wach zu halten und weiter für das Projekt eines 

demokratischen, zivilen, der Herrschaft des Rechts verpflichteten Europas einzutreten. 

Aleida Assmann hat am Ende ihrer Rede zum 20. Juli gefragt, welche „Erweiterung unseres 

Blicks“ auf die Zukunft und ihre Herausforderungen nötig ist, um die EU wirklich 

„zeitgenössisch“ zu machen. Dies brauche eine Unterscheidung, welche positive 

Vergangenheiten wir aufnehmen und stark machen wollen und welche negativen wir 

verabschieden müssen.            

Vielen Dank. 


